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Unternehmensteuer

BFH: Ubertragung einer § 6b-Riicklage auf eine EU-Betriebsstétte

Eine erfolgsneutrale Ubertragung einer § 6b-Riicklage setzt u.a. voraus, dass die
Ersatzwirtschaftsglter zum Anlagevermdgen einer inlandischen Betriebsstatte gehdren. Bei
einer Reinvestition in eine Betriebsstatte eines anderen EU-Staates kann die auf den
VerauBBerungsgewinn entfallende Steuer lediglich auf finf Jahre gestundet werden (vgl. 8 6b
Abs. 2a EStG). Dies ist unionsrechtlich nicht zu beanstanden.

Sachverhalt

Die Klager sind Eheleute, die einen land- und fortwirtschaftlichen Betrieb im Inland
unterhalten haben. Zu diesem Betrieb gehdrte eine in friheren Jahren, aus der
VeraulBerung eines Grundstlicks nach 8 6b Abs. 3 EStG gebildete Rucklage. Der Klager, der
auch an einer ungarischen KG mit 50% beteiligt war, Ubertrug im Streitjahr 2009 einen
Teilbetrag der Riicklage auf ein Grundstuck in Ungarn, welches von der ungarischen KG
erworben worden war. Der Klager behandelte den Vorgang erfolgsneutral.

Das Finanzamt |6ste die Rucklage bezlglich des Grundstuicks in Ungarn erfolgswirksam und
unter Berucksichtigung eines Gewinnzuschlags nach § 6b Abs. 7 EStG auf. Die
Voraussetzung des 8 6b Abs. 4 S. 1 Nr. 3 EStG sei nicht erfullt, da das Grundstuck in Ungarn
nicht zu einer inlandischen Betriebsstatte des Klagers gehdre. Das FG gab der Klage statt.

Entscheidung
Das FG habe zu Unrecht entscheiden, dass die gewinnerhdhende Auflésung der § 6b-
Rucklage durch die Bildung eines passiven Postens auszugleichen sei.

GemdRk 8 6b Abs. 4 S. 1 Nr. 3 EStG setzt die Ubertragung einer § 6b-Riicklage EStG auf ein
neu angeschafftes oder hergestelltes Wirtschaftsgut u.a. voraus, dass die angeschafften
oder hergestellten Wirtschaftsgtiter zum Anlagevermoégen einer inlandischen Betriebsstatte
gehoren. Das Grundstiick in Ungarn, das dem Betrieb der ungarischen KG diente, erfille
diese Voraussetzung nicht. Folglich sei die Riicklage, insoweit sie auf das Grundsttick in
Ungarn Ubertragen werden sollte, erfolgswirksam aufzul6sen.

Auch die ruckwirkende Einfihrung des § 6b Abs. 2a EStG durch das Steuerdanderungsgesetz
2015 (StAndG 2015) (siehe Deloitte Tax-News) d&ndere daran nichts. Nach § 6b Abs. 2a S. 1
EStG kdnnen Steuerpflichtige bei (beabsichtigter) Reinvestition in der Betriebsstatte eines
anderen EU- oder EWR-Staats beantragen, dass die auf den VerduRerungsgewinn
entfallende Steuer in funf gleichen Jahresraten entrichtet wird. § 6b Abs. 2a EStG ermdgliche
folglich keinen gewinnmindernden Abzug der 8§ 6b-Riicklage von den Anschaffungskosten
des dem Klager anteilig zuzurechnenden Grundstiicks noch die Bildung eines passiven
Ausgleichspostens, sondern lediglich einen Anspruch auf zinslose Stundung der auf den
VerauRerungsgewinn entfallenden Steuer.

Es bestiinden weder unionsrechtliche Bedenken, dass 8 6b Abs. 2a EStG die auf den
VerauRerungsgewinn entfallende Steuer nur stunde, noch dass der Stundungszeitraum von
funf Jahren nicht verhaltnismalig sei. Der BFH begriindet dies mit Verweis auf die
einschlagige EuGH-Rechtsprechung (vgl. EUGH vom 29.11.2011, vom 21.05.2015 und vom
23.01.2014). Es komme bei der Festlegung des Stundungszeitraums nach der EuGH-
Rechtsprechung auch nicht auf die Art des Wirtschaftsguts an, sondern ein
Stundungszeitraum von funf Jahren sei angemessen und berUcksichtige gleichermaRen die
mit der sofortigen Entrichtung der Steuerschuld auf nicht realisierte stille Reserven
verbundene Harte fur den Steuerpflichtigen einerseits und das berechtigte Interesse des
Mitgliedstaats an der Durchsetzung seines Steueranspruchs andererseits.

GemaR 8 6b Abs. 2a S. 2 EStG ist der Antrag die auf den VerdulRerungsgewinn festgesetzte
Steuer in funf gleichen Jahresraten zu entrichten im Wirtschaftsjahr der VerauRerung zu
stellen. Im Streitfall genlige allerdings ein nachtraglicher Antrag, da die gemaR & 6b Abs. 1
Satz 1 EStG beglinstigten Wirtschaftsglter in einem Wirtschaftsjahr vor Inkrafttreten des
StAndG 2015 verduRert und die Steuererklarung vor dem Inkrafttreten des StAndG 2015
bereits abgegeben wurde.
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Anmerkung

BMEF-Schreiben vom 07.03.2018

Das BMF auf der Grundlage des oben dargestellten BFH-Urteils mit Schreiben vom
07.03.2018 zur Anwendung des 8 6b Abs. 2a EStG Stellung genommen (siehe Deloitte Tax-
News).

Neuregelung des 8 6b Abs. 2a EStG

Mit Urteil vom 16.04.2015 (C-591/13) hatte der EuGH entschieden, dass die Beschrankung
der Reinvestition auf inlandische Betriebsstatten diskriminierend wirkt und gegen die
Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV, Art. 31 EWR-Abkommen) verstoR3t. Allerdings durfe
Deutschland die auf den VeraulRerungsgewinn entstandene Steuer festsetzen, bevor die im
Rahmen seiner Steuerhoheit erzielten Gewinne ins Ausland transferiert wiirden, lediglich
die sofortige Erhebung der Steuer sei unverhaltnismaRig. Die festgesetzte Steuer sei auf
Antrag des Steuerpflichtigen wahlweise zu stunden.

Der Gesetzgeber hat deshalb § 6b EStG im Rahmen des Steuerdnderungsgesetzes 2015
(siehe Deloitte Tax-News) um einen neuen Abs. 2a erganzt. Steuerpflichtige kdnnen danach
- zusatzlich zu den bestehenden Mdglichkeiten - bei (beabsichtigter) Reinvestition in der
Betriebsstatte eines anderen EU- oder EWR-Staats beantragen, dass die auf den
VerauBBerungsgewinn entfallende Steuer in funf gleichen Jahresraten entrichtet wird. Der
Antrag ist im Wirtschaftsjahr der VeraulRerung der in 8 6b Abs. 1 S. 1 EStG bezeichneten
Wirtschaftsguter zu stellen. Die Regelung ist auch auf VerauRerungsgewinne anwendbar, die
vor der Verkiindung des Steueranderungsgesetzes 2015 entstanden sind (vgl. § 52 Abs. 14
S. 1 EStG).

Fundstellen
BFH, Urteil vom 22.06.2017, VI R 84/14, BStBI Il 2018 Seite 171

BMF, Schreiben vom 07.03.2018, siehe Deloitte Tax-News

Weitere Fundstellen
EuGH, Urteil vom 16.04.2015, C-591/13

EuGH, Urteil vom 29.11.2011, C-371/10
EuGH, Urteil vom 21.05.2015, C-657/13, siehe Deloitte Tax-News
EuGH, Urteil vom 23.01.2014, C-164/12

Steueranderungsgesetz 2015, vom 02.11.2015, BGBI. |1 2015, S. 1834, BStBI. 1 2015, S. 846,
siehe Deloitte Tax-News


http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bmf-zweifelsfragen-bei-reinvestition-in-einer-eu-betriebsstaette.html
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/steueraenderungsgesetz-2015-bundestag-verabschiedet-ehemaliges-protokollerklaerungsgesetz.html
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=34950
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2018-03-07-zweifelsfragen-im-zusammenhang-mit-paragraf-6b-absatz-2a-EStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bmf-zweifelsfragen-bei-reinvestition-in-einer-eu-betriebsstaette.html
http://www.deloitte-tax-news.de/transfer-pricing/eugh-unionsrechtskonformitaet-der-deutschen-entstrickungsregelungen-bestaetigt.html
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/steueraenderungsgesetz-2015-bundestag-verabschiedet-ehemaliges-protokollerklaerungsgesetz.html

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
fur wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschliel3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Gbernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.



	BFH: Übertragung einer § 6b-Rücklage auf eine EU-Betriebsstätte
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Norm
	Vorinstanz
	Anmerkung
	Fundstellen
	Weitere Fundstellen


